
Wirtschaft und Demokratie 
 
Ziel: Ausgeglichenes Verhältnis zwischen wirtschaftlichem Wachstum, sozialem Ausgleich und Nachhaltigkeit in 
der sozialen Marktwirtschaft.  
 
Problem: Erosion der Ausgleichsbemühungen zwischen Wirtschaft und Demokratie. Schwächung der 
Institutionen und Akteure. 
 
Handlungsempfehlungen 
 

1) Transnationale/europäische Ebene stärker in den Blick nehmen. 

Mitbestimmungsstrukturen auf europäischer Ebene etablieren. Sozialdemokratisches Gegenmodell 
für Europa als Alternative zu dem gegenwärtig vorherrschenden neoliberalen Leitbild entwickeln. 

 
2) Stärkung der betrieblichen Mitbestimmung in Deutschland.  

In der Finanzkrise hat sich gezeigt, dass Arbeitnehmervertreter in den Unternehmen oftmals die 
langfristige und nachhaltige Entwicklung des Unternehmens besser gefördert haben als die von den 
Quartalszahlen getriebenen Manager. Mitbestimmung ist ein Wert an sich. Er fördert Beteiligung 
und stärkt die Demokratie. 

 
a) Erleichterung der Gründung von Betriebsräten. Sanktionen gegen Unternehmen, die Gründung 
eines Betriebsrates verweigern. 
 
b) Neue und flexible Modelle der Mitbestimmung entwickeln: Modelle für Großkonzerne können 
nicht zwangsläufig in Kleinbetrieben angewandt werden. 
 
c) Die neue Vielfalt der Akteure berücksichtigen: Aufsplitterung der Gewerkschaften hin zur 
Vertretung von Einzelinteressen (Lokführer/Piloten); Teilung der Belegschaften in Zeitarbeiter 
(Leiharbeiter, befristete Verträge) und Festangestellte. 

 
3) Kleine und mittlere Unternehmer als Stützen der Zivilgesellschaft und Partner sozialdemokratischer 

Politik entdecken.  
 

a) Stützen die Demokratie 
 
b) Wurden selber durch die Finanzkrise geschädigt und sind potentielle Bündnispartner bei der 
stärkeren Kontrolle multinationaler Konzerne und der Finanzindustrie. 
 
c) Sind regional verankert und stehen oft für Nachhaltigkeit und soziales Engagement. 

 
 
Umstritten: Stärkung der repräsentativen Demokratie statt der direkten Demokratie, damit Stärkung der 
ausgleichenden Institutionen statt der Partikularinteressen. (Wolfgang Schroeder) 
 


